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Kleine Anfrage  
 

des Abgeordneten Wolfgang Dudda (PIRATEN) 
 

und  
 

Antwort 
 

der Landesregierung - Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und 
Gleichstellung 
 

Verstöße gegen § 201 STGB in Mutter -Kind -Einrichtungen  
 

1. Erhält die Landesregierung standardisiert Kenntnis über Dienstaufsichtsbe-
schwerden im Zuständigkeitsbereich von Kreisjugendämtern und den Jugend-
ämtern in kreisfreien Städten? 
Wenn ja, auf welche Weise und in welchem zeitlichen Rahmen geschieht dies 
und wie reagiert das Landesjugendamt auf diese Beschwerden? 

Antwort:  
Nein. 

 

2. Hat die Landesregierung Kenntnis von Dienstaufsichtsbeschwerden im Zu-
ständigkeitsbereich von Kreisjugendämtern und den Jugendämtern der kreis-
freien Städte sofern diese durch mögliche Verstöße gegen den § 201 STGB 
begründet sind? 
Wenn ja, um wie viele handelt es sich dabei in den letzten zwei Jahren genau 
und in welche Kreisen bzw. kreisfreien Städten habe sie stattgefunden? 

Antwort:   
Dem Landesjugendamt liegen im Kontext des § 201 StGB aktuell Erkenntnis-
se zu einer Beschwerde vor. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 5 ver-
wiesen. 

3. Wie behandelt die Landesregierung diese Dienstaufsichtsbeschwerden, so-
fern sie Kenntnis davon erlangt? 
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Es wird darum gebeten, aufgeschlüsselt nach Fällen den zeitlichen Rahmen 
und die reaktiven Maßnahmen zu erläutern. 

Antwort:  
Dienstaufsichtsbeschwerden gegen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Ju-
gendämter der Kreise und kreisfreien Städte sind grundsätzlich durch die 
Landrätinnen und Landräte und Oberbürgermeisterinnen und Oberbürger-
meister als Dienstvorgesetzte in eigener Zuständigkeit zu bearbeiten. Fachli-
che Weisungsbefugnisse stehen dem Landesjugendamt nicht zu, da die Krei-
se und kreisfreien Städte die Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe in eigen-
verantwortlicher Zuständigkeit wahrnehmen. Insofern leitet die Landesregie-
rung entsprechende Dienstaufsichtsbeschwerden nach Zustimmung der Be-
schwerdeführer schnellstmöglich an die Kreise und kreisfreien Städte weiter. 

 

4. Bewertet die Landesregierung es als „nicht unüblich“, Babyphone in verschie-
denen Zimmern und den Sanitärbereichen von Mutter-Kind-Einrichtungen auf-
zustellen? 
Wenn ja, auf welcher rechtlichen Grundlage findet diese Bewertung statt und 
welche Voraussetzungen müssen nach Auffassung der Landesregierung ge-
geben sein, um von Seiten der Einrichtung eine solche Maßnahme durchzu-
führen? 

Antwort:  
Die Aufgaben der Heimaufsicht des Landesjugendamtes sind von den Ver-
antwortlichkeiten des einzelnen Hilfefalles zu trennen. Die konkrete Einzelfall-
entscheidung über erforderliche Hilfen und deren Umsetzung obliegt insoweit 
den örtlich zuständigen Jugendämtern und muss sich am individuellen Hilfe- 
und Schutzbedarf der Betreuten messen lassen.  

Die Aufstellung und Verwendung von sog. „Babyphonen“ oder anderen audio-
technischen Übertragungsgeräten kann im Rahmen einer Hilfeplanung nach § 
36 Abs. 2 SGB VIII zu berücksichtigen sein. Die Entscheidung über die Durch-
führung entsprechender Maßnahmen setzt jedoch in jedem Einzelfall die 
Kenntnis und das Einverständnis der Betreuten Elternteile und der Sorgebe-
rechtigten sowie des zuständigen Jugendamtes voraus. 
 

5. Hat die Landesregierung Kenntnis von der unter Frage 4) genannten Maß-
nahmen im Zuständigkeitsbereich des Jugendamts Kiel? 
Wenn ja, seit wann? 

Antwort:   
 Ja. Der Heimaufsicht des Landesjugendamtes wurde im März 2015 eine um-
 fangreiche Beschwerde übermittelt, die unter anderem die Verwendung von 
 entsprechenden audiotechnischen Übertragungsgeräten in einer Einrichtung 
 beinhaltete. Der Träger wurde durch die Heimaufsicht des Landesjugendam-
 tes umgehend um Stellungnahme gebeten. Darüber hinaus wurden zwei un-
 angemeldete örtliche Prüfungen im März und Juni 2015 durchgeführt und an-
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 schließend Auflagen erteilt. 
 

6. Sieht die Landesregierung in unter Frage 5) genannten Fällen Handlungsbe-
darf? 
Wenn ja, welchen? 
Wenn nein, warum nicht? 

Antwort : 
 Siehe Antwort auf die Fragen 4 und 5 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


